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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche 

Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1.  betont, dass freie, unabhängige und pluralistische Offline- und Online-Medien ein 

grundlegender Bestandteil der Demokratie sind, und verweist auf die Bedeutung der 

Vielfalt der Informationsquellen für eine echte Freiheit und Vielfalt der Medien; betont, 

dass es im allgemeinen Interesse liegt, freie und unabhängige Medien in ganz Europa zu 

erhalten und zu verbessern; 

2. weist auf die entscheidende Rolle der freien und unabhängigen Medien und des freien 

Informationsaustausches in den demokratischen Transformationsprozessen 

nichtdemokratischer Regime hin, wie der arabische Frühling vor Kurzem gezeigt hat; 

fordert die Kommission auf, genau auf die Freiheit und die Vielfalt der Medien in 

Beitrittsländern zu achten und der Rolle der freien Medien bei der Förderung der 

Demokratie weltweit ausreichend Aufmerksamkeit zu schenken; hebt die Bedeutung des 

Europäischen Demokratiefonds in dieser Hinsicht hervor (Empfehlung des Europäischen 

Parlaments vom 29. März 2012 an den Rat über die Modalitäten für die mögliche 

Schaffung eines Europäischen Demokratiefonds (EDF)1); 

3. erinnert daran, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte eine positive 

Verpflichtung der Mitgliedstaaten festgestellt hat, entsprechend Artikel 10 der Konvention 

zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten – der ähnliche Bestimmungen 

enthält wie Artikel 11 der Charta der Grundrechte, die Teil des gemeinschaftlichen 

Besitzstandes ist – den Medienpluralismus zu gewährleisten; 

4. weist darauf hin, dass sich ein zunehmender Anteil an Journalisten in prekären 

Arbeitsverhältnissen ohne die auf dem regulären Arbeitsmarkt übliche soziale Sicherung 

befindet; 

5. beabsichtigt die Gewährleistung des Medienpluralismus und einer qualifizierteren 

öffentlichen Diskussion sowie der Berichterstattung über die EU durch die Schaffung von 

Bedingungen, unter denen Qualitätsjournalismus überleben kann; fordert die Kommission 

entsprechend dazu auf, neue Modelle für die Finanzierung des Journalismus 

vorzuschlagen, und betont, dass redaktionelle Freiheit gegeben sein muss; 

6. weist nachdrücklich darauf hin, dass die Europäische Kommission darüber wachen muss, 

dass die Mitgliedstaaten in ihren Hoheitsgebieten die effektive Anwendung der Charta der 

Grundrechte garantieren, was durch Pluralismus der Medien, einen gleichberechtigten 

Zugang zu Informationen und Respekt der Unabhängigkeit der Presse durch Neutralität 

belegt wird;7. betont, dass eine pluralistische Medienlandschaft für ein gut 

funktionierendes demokratisches System wesentlich ist, da die Teilhabe der Bürger an 

öffentlichen Diskussionen und der Zugang zu Informationen in der digitalen Welt von 

einer dynamischen und wettbewerbsfähigen audiovisuellen und gedruckten Presse 

                                                 
1 Angenommene Texte, P7_TA-PROV(2012)0113. 
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abhängig sind; 

8. weist darauf hin, dass nach den Kopenhagener Kriterien Länder, die der Europäischen 

Union beitreten möchten, dem gemeinschaftlichen Besitzstand entsprechen müssen, 

darunter die Charta der Grundrechte und insbesondere deren Artikel 11, der die Achtung 

von Freiheit und Pluralität der Medien verlangt; weist umgekehrt darauf hin, dass bereits 

bestehende Mitgliedstaaten der Europäischen Union ebenso verpflichtet sind, die Charta 

einzuhalten, es jedoch keinen Mechanismus gibt, der die Einhaltung gewährleisten würde; 

9. betont die grundlegende Rolle eines wirklich ausgewogenen europäischen dualen 

Systems, in dem private und öffentlich-rechtliche Medien ihre jeweiligen Aufgaben 

unabhängig von politischem oder wirtschaftlichem Druck erfüllen, zur Förderung der 

Demokratie, des sozialen Zusammenhalts, der sozialen Eingliederung und der 

Redefreiheit; 

10. nimmt zur Kenntnis, dass die Veränderungen in der Medienlandschaft und in den 

Kommunikationstechnologien den Raum für den Informationsaustausch neu definiert 

haben; weist darauf hin, dass die neuen Technologien neue Möglichkeiten geschaffen 

haben, sich frei und individuell auszudrücken, was eine entscheidende Rolle bei der 

Förderung der Menschenrechte, der demokratischen Teilhabe, der Rechenschaftspflicht, 

der Transparenz und der wirtschaftlichen Entwicklung spielen kann; weist darauf hin, dass 

eine uneingeschränkte individuelle Meinungsäußerung auch zur Verletzung von 

Menschenrechten und Grundfreiheiten missbraucht werden kann; betont daher die 

Bedeutung ethischer Normen und von Maßnahmen zur Bekämpfung der Anstiftung zum 

Hass, zu Gewalt oder zum Terrorismus; weist jedoch darauf hin, dass das bloße 

Vorhandensein dieser neuen Kommunikationsplattformen noch keine Garantie für 

Redefreiheit und Medienvielfalt darstellt und dass dadurch die Verantwortung der 

Regierungen in dieser Hinsicht nicht sinkt; betont, dass die digitalen terrestrischen 

Übertragungsplattformen zur Meinungsvielfalt beitragen, da sie besonders in der Lage 

sind, vielfältige lokale und regionale Informationen zu geringen Verbraucherpreisen direkt 

zu verbreiten; 

11. betont, dass dem Grad der Eigentumskonzentration im Mediensektor in den 

Mitgliedstaaten ausreichend Aufmerksamkeit gewidmet werden muss; unterstreicht 

jedoch, dass der Begriff des Medienpluralismus sich nicht auf diese Frage beschränken 

darf, sondern sich auch auf ein Zensurverbot, einen Schutz von Quellen und Informanten, 

auf Fragen der Einflussnahme durch politische Akteure und Marktkräfte, die Transparenz, 

die Arbeitsbedingungen von Journalisten, die Medienaufsichtsbehörden, die kulturelle 

Vielfalt, die Entwicklung neuer Technologien, den uneingeschränkten Zugang zu 

Information und Kommunikation, den unzensierten Zugang zum Internet und die digitale 

Kluft erstreckt; 

12. bekräftigt das Prinzip der Netzneutralität, welches gewährleisten soll, dass das Internet 

eine freie und offene, demokratische Kommunikation fördernde Technologie bleibt; 

13. ruft die Mitgliedstaaten dazu auf, bei ihrer Einschätzung von Bedrohungen des 

Medienpluralismus, der Medienfreiheit und der Redefreiheit im Allgemeinen 

nachdrücklicher vorzugehen und diese Bedrohungen an ihrem Ursprung zu bekämpfen; 

fordert, dass die Mitgliedstaaten Maßnahmen ergreifen sollten, um allzu mächtige 
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Medienkonzentrationen in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereichen aufzulösen; 

14. betont, dass der Schutz der Informationsquellen von Journalisten im Rechtssystem aller 

Mitgliedstaaten unter allen Umständen und wirksam garantiert werden muss; 

15. betont die Notwendigkeit, dass die Mitgliedstaaten journalistische und redaktionelle 

Unabhängigkeit durch angemessene und spezifische gesetzliche Garantien gewährleisten, 

und verweist auf die Wichtigkeit von Redaktionsstatuten bei der Verhinderung von 

Eingriffen in die Nachrichteninhalte durch Eigentümer, Aktionäre, Regierungen und 

externe Akteure; betont in diesem Kontext, dass die redaktionelle Unabhängigkeit und die 

Autonomie der Inhalte, die unabhängig von staatlicher Medienkontrolle und Mitwirkung 

verbreitet werden, für eine freie und vielfältige Medienlandschaft entscheidend sind; 

16. stellt mit Bedauern fest, dass die Kommission nicht zur dritten Phase ihres Drei-Stufen-

Plans zur Bearbeitung von Anliegen bezüglich Medienkonzentration in der Europäischen 

Union übergegangen ist; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, 

unverzüglich eine Mitteilung zu Indikatoren für Medienpluralismus in den EU-

Mitgliedstaaten zu veröffentlichen; 

17. fordert die Europäische Kommission dringend zu Überlegungen mit dem Ziel auf, einen 

Mechanismus vorzuschlagen, der Presseunternehmen und Journalisten die 

Unverletzlichkeit des Quellengeheimnisses garantiert; 

18. weist darauf hin, dass in einer multimedialen Gesellschaft, in der die Rolle kommerziell 

getriebener Akteure auf dem globalen Markt während der letzten Jahre an Bedeutung 

gewonnen hat, starke öffentlich-rechtliche Medien für die Gewährleistung einer 

pluralistischen Medienlandschaft und für den Schutz und die Förderung der freien 

Meinungsäußerung wesentlich sind, solange sie die nötige Distanz zur Einflussnahme 

durch Regierungen wahren können; 

19. erinnert daran, dass die aktuelle Finanzkrise ein Risiko für den Medienpluralismus 

darstellt und zu Problemen in Verbindung mit Redefreiheit und Zensur geführt hat, von 

denen die öffentlichen Medien in mehreren Mitgliedstaaten betroffen sind; 

20. begrüßt die Schlussfolgerungen der unabhängigen, im Auftrag der Kommission 

durchgeführten Studie zur Definition von Indikatoren für den Medienpluralismus in der 

EU und ermutigt die Kommission, die Beobachtungsstelle für Medienpluralismus, die ein 

breites Verständnis des Medienpluralismus zur Anwendung bringt und potenzielle Risiken 

für den Medienpluralismus in den Mitgliedstaaten identifizieren kann, in vollem Umfang 

zu nutzen und Vorschläge zu unterbreiten, um den genannten Risiken entgegenzuwirken; 

21. erinnert an seine Entschließung vom 25. November 2010 zu dem öffentlich-rechtlichen 

Rundfunk im digitalen Zeitalter: die Zukunft des dualen Systems1, in der die wichtige 

gesellschaftliche Rolle der öffentlich-rechtlichen Medien betont wird; unterstreicht in 

diesem Zusammenhang die Wichtigkeit einer zwischen öffentlich-rechtlichem und 

privatem Rundfunk ausgewogenen Herangehensweise für den Schutz des journalistischen 

Wettbewerbs, der Information und der Meinungsvielfalt; 

                                                 
1 ABl. C 99E vom 3.4.2012, S. 50. 
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22. erinnert an die Empfehlungen und Erklärungen des Europarats, denen alle EU-

Mitgliedstaaten zugestimmt haben und die europäische Standards bezüglich Redefreiheit, 

Pressefreiheit, Medienpluralismus sowie Unabhängigkeit, Organisation, Auftrag und 

Finanzierung öffentlich-rechtlicher Medien festlegen; erinnert die Mitgliedstaaten an ihre 

Verpflichtung zu diesen europäischen Standards und empfiehlt, dass sie eine 

angemessene, verhältnismäßige und stabile Finanzierung für öffentlich-rechtliche Medien 

bereitstellen, um diese zur Erfüllung ihres Auftrags zu befähigen, einschließlich ihrer 

sozialen, bildungspolitischen, kulturellen und demokratischen Rolle, politische und 

wirtschaftliche Unabhängigkeit zu gewährleisten, sich an die digitale Veränderung 

anzupassen und zu einer integrativen Informations- und Wissensgesellschaft mit 

repräsentativen, qualitativ hochwertigen und allen Menschen zur Verfügung stehenden 

Medien beizutragen; 

23. betont, dass eine steigende Anzahl von Journalisten unter prekären Bedingungen ohne 

soziale Sicherung beschäftigt wird, und unterstreicht, dass die Arbeitsbedingungen der 

Medienschaffenden verbessert werden müssen; 

24. betont die gesellschaftliche Verantwortung von Medienunternehmen, da diese einen 

wesentlichen ideologischen und politischen Einfluss haben; unterstreicht, dass die 

Berichterstattung der Medien daher stets im Einklang mit ethischen Normen des 

Journalismus stehen sollte, einschließlich objektiver Berichterstattung; 

25. betont die wesentliche Rolle unabhängiger nationaler Medienaufsichtsbehörden zum 

Schutz des Medienpluralismus und bei der Gewährleistung von Objektivität, 

Unparteilichkeit und Rechenschaftspflicht der Medien in den Mitgliedstaaten; ruft die 

Mitgliedstaaten dazu auf, die Zusammenarbeit zwischen nationalen 

Medienaufsichtsbehörden innerhalb der European Platform of Regulatory Authorities 

(EPRA, Zusammenschluss der europäischen Medienaufsichtsbehörden) zu intensivieren 

und den Austausch von Erfahrungen und bewährten Verfahren in Verbindung mit ihren 

jeweiligen nationalen Rundfunksystemen zu verstärken; 

26. betont die Wichtigkeit der Transparenz bezüglich des Eigentums an privaten Sendern, 

welche in allen Mitgliedstaaten gewährleistet werden muss, und fordert die Kommission 

auf, die Fortschritte zu diesem Ziel nachzuverfolgen und zu unterstützen; 

27. ermutigt die Kommission und die Mitgliedstaaten, im Rahmen ihrer 

Medienkompetenzpolitik ein ausreichendes Augenmerk auf die Wichtigkeit der 

Medienerziehung zu legen, welche die Bürger dazu befähigen muss, das ständig 

wachsende Informationsvolumen kritisch zu interpretieren und zu sichten. 
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